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Gesundheitliche Eignung 

§ 8. (1) Vor der Erteilung einer Lenkberechtigung hat der Antragsteller der Behörde ein ärztliches 
Gutachten vorzulegen, daß er zum Lenken von Kraftfahrzeugen gesundheitlich geeignet ist. Das ärztliche 
Gutachten darf im Zeitpunkt der Entscheidung nicht älter als ein Jahr sein und ist von einem im örtlichen 
Wirkungsbereich der Behörde, die das Verfahren zur Erteilung der Lenkberechtigung durchführt, in die 
Ärzteliste eingetragenen sachverständigen Arzt für Allgemeinmedizin zu erstellen. 

(2) Sind zur Erstattung des ärztlichen Gutachtens besondere Befunde oder im Hinblick auf ein 
verkehrspsychologisch auffälliges Verhalten eine Stellungnahme einer verkehrspsychologischen 
Untersuchungsstelle erforderlich, so ist das ärztliche Gutachten von einem Amtsarzt zu erstellen; der 
Antragsteller hat diese Befunde oder Stellungnahmen zu erbringen. Wenn im Rahmen der amtsärztlichen 
Untersuchung eine sichere Entscheidung im Hinblick auf die gesundheitliche Eignung nicht getroffen 
werden kann, so ist erforderlichenfalls eine Beobachtungsfahrt anzuordnen. 

(3) Das ärztliche Gutachten hat abschließend auszusprechen: „geeignet“, „bedingt geeignet“, 
„beschränkt geeignet“ oder „nicht geeignet“. Ist der Begutachtete nach dem ärztlichen Befund 

 1. gesundheitlich zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer oder mehrerer Klassen ohne 
Einschränkung geeignet, so hat das Gutachten „geeignet“ für diese Klassen zu lauten; 

 2. zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer oder mehrerer Klassen nur unter der Bedingung geeignet, 
daß er Körperersatzstücke oder Behelfe oder daß er nur Fahrzeuge mit bestimmten Merkmalen 
verwendet oder daß er sich ärztlichen Kontrolluntersuchungen unterzieht, so hat das Gutachten 
„bedingt geeignet“ für die entsprechenden Klassen zu lauten und Befristungen, Bedingungen 
oder zeitliche, örtliche oder sachliche Beschränkungen der Gültigkeit anzuführen, unter denen 
eine Lenkberechtigung ohne Gefährdung der Verkehrssicherheit erteilt werden kann; dies gilt 
auch für Personen, deren Eignung nur für eine bestimmte Zeit angenommen werden kann und bei 
denen amtsärztliche Nachuntersuchungen erforderlich sind; 

 3. zum Lenken nur eines bestimmten Fahrzeuges nach § 2 Z 24 KFG 1967 geeignet, so hat das 
Gutachten „beschränkt geeignet“ zu lauten und anzugeben, durch welche körperlichen Mängel 
die Eignung beschränkt ist und in welcher Form diese körperlichen Mängel ausgeglichen werden 
können; 

 4. zum Lenken von Kraftfahrzeugen einer oder mehrerer Klassen nicht geeignet, so hat das 
Gutachten „nicht geeignet“ für die entsprechenden Klassen zu lauten. 

(4) Wenn das ärztliche Gutachten die Eignung zum Lenken von Kraftfahrzeugen von der Erfüllung 
bestimmter Bedingungen, wie insbesondere die Verwendung von bestimmten Behelfen oder die 
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regelmäßige Beibringung einer fachärztlichen Stellungnahme abhängig macht, so ist bei der Erteilung der 
Lenkberechtigung deren Gültigkeit von der Erfüllung dieser Bedingung abhängig zu machen. 

(5) Ein Lenker, dessen Lenkberechtigung gemäß Abs. 3 Z 2 durch eine Befristung abgelaufen ist, ist 
berechtigt, in Österreich bis zu drei Monate nach Ablauf der Befristung ein Kraftfahrzeug dieser Klasse 
oder Unterklasse weiter zu lenken, wenn er den Antrag auf Verlängerung der Lenkberechtigung vor 
Ablauf der Befristung eingebracht hat; über die rechtzeitige Einbringung ist ihm von der Behörde eine 
Bestätigung auszustellen, die der Lenker gemäß § 14 Abs. 1 mit sich zu führen hat. 

(6) Der Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr hat im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales nach den Erfordernissen der Verkehrs- und 
Betriebssicherheit, dem jeweiligen Stand der medizinischen Wissenschaft und der Technik entsprechend, 
durch Verordnung die näheren Bestimmungen festzusetzen über: 

 1. die ärztliche Untersuchung und die Erstellung des ärztlichen Gutachtens (Abs. 1 und 2); hiebei ist 
auch festzusetzen, unter welchen Bedingungen oder Beschränkungen Personen, bei denen 
bestimmte Leiden oder Gebrechen vorliegen, als zum Lenken von Kraftfahrzeugen geeignet zu 
gelten haben (Abs. 3 Z 2 und 3); 

 2. die verkehrspsychologische Untersuchung (Abs. 2) und die zu erfüllenden Mindesterfordernisse 
für den Nachweis der verkehrspsychologischen Eignung; 

 3. die personellen und sachlichen Voraussetzungen für die Ermächtigung als 
verkehrspsychologische Untersuchungsstelle sowie die Voraussetzungen betreffend Zeugnisse 
und berufliche Erfahrung für die Tätigkeit als Verkehrspsychologe im Rahmen einer 
verkehrspsychologischen Untersuchungsstelle; 

 4. die Voraussetzungen betreffend Zeugnisse und berufliche Erfahrung für die Bestellung als 
sachverständiger Arzt für die Erstellung von ärztlichen Gutachten gemäß Abs. 1; 

 5. die Meldepflichten des sachverständigen Arztes. 


